Preußiſche Geſezſammlung 


Jahrgang 1923 i 


(Nr. 12486.) Geſetz, betreffend Abänderung des Preußiſchen Gerichtskoſtengeſetzes vom 28. Oktober 1922, 
f der Gebührenordnung für Notare vom 28. Oktober 1922 ſowie der Landesgebührenordnung 
für Rechtsanwälte und Gerichtsvollzieher vom 28. Oktober 1922. Vom 12. April 1923. 


Der Landtag hat folgendes Geſetz beſchloſſen: 
Artikel J. 
Das Preußiſche Gerichtskoſtengeſetz vom 28. Oktober 1922 (Geſetzſamml. S. 363) wird wie 
folgt geändert: 
1. Im 8 8 Abſ. 1 erhält die Nr. 2 folgenden Zuſatz: 
darüber, ob den milden Stiftungen Befreiung zu bewilligen iſt, wird von den Miniſtern 
der Juſtiz und der Finanzen gemeinſchaftlich entſchieden ; 
In Ar. 5 wird im erſten Satze das Wort „ausſchließlich“ geſtrichen. ? 
Im zweiten Satze daſelbſt werden hinter dem Worte ‚ob! die Worte „den Vereinigungen“ 
eingeſchaltet. 2 
2. Im § 13 Abſ. 4 letzte Zeile wird die Zahl „100“ durch „1000 // erſetzt. 
3. Im $ 16 wird Abſ. 2 geſtrichen. 
4. Im § 20 Abſ. 5 erhält der erſte Satz folgenden Zuſatz: 
jedoch iſt der Wert des Rechtes auf Nutzungen oder Leiſtungen auf Lebenszeit oder bis 
zum Eintritt eines beſtimmten Alters oder Umſtandes auf höchſtens das Fünffache des 
einjährigen Bezugs anzunehmen, wenn das Recht dem jetzigen oder früheren Ehegatten 
des Verpflichteten oder Perſonen zuſteht, die mit dem Verpflichteten in gerader Linie 
verwandt, verſchwägert oder durch Annahme an Kindes Statt verbunden oder in der 
Seitenlinie bis zum dritten Grade verwandt oder bis zum zweiten Grade verſchwägert 
find, auch wenn die Ehe, durch welche die Schwägerſchaft begründet iſt, nicht mehr beſteht. 
Als Abſ. 9 wird dem § 20 nachſtehende Vorfchrift angefügt: f 
e) Soweit für die Berechnung einer Gebühr der Betrag der Vermögens- oder 
Nachlaßmaſſe maßgebend iſt, bleiben Hausrat und andere bewegliche körperliche Gegen- 
ſtände außer Betracht, ſoweit ſie nicht nach den Vorſchriften des Vermögenſteuergeſetzes 
vom 8. April 1922 (Reichsgeſetzbl. 1 S. 335) der Vermögenſteuer unterliegen. 
5. Im $ 22 Abſ. 1 werden erſetzt: a 
die Zahlen „20 000“ durch „100 000% 
die Zahlen „5 000 000“ durch „50 000 000 / und 
die Zahlen „2000“ durch „10 000", 
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6. Im 8 31 erhält Abſ. 2 folgende Faſſung: 
) Pfennigbeträge werden auf den nächſthöheren Markbetrag, Markbeträge, ſoweit 
ſie nicht durch zehn teilbar ſind, auf den nächſthöheren durch zehn teilbaren Markbetrag 
abgerundet. 
7. Im 8 38 Abſ. 4 wird die Zahl „1000 000“, durch „5 000 000% erſetzt. 
Im Abſ. 6 daſelbſt wird der letzte Satz geſtrichen. 
8. Im $ 45 Abſ. 1 wird der letzte Satz geſtrichen. 
9. Im § 46 Abf. 2 werden erſetzt: 

die Zahl „50 000“ durch „500 000%, 

die Zahl „5.000! durch „50 000" und 

die Zahl „5 000 000“ durch „25 000 000%. N 
Im Abſ. 3 daſelbſt wird die Zahl „5 000 000“ durch „25 000 000! erſetzt. 
10. Im 8 49 erhalten die Abſ. 1 bis 3 folgende Faſſung: a 

(1) Für die Aufnahme von Wechſelproteſten einſchließlich einer Interventions⸗ 
erklärung wird die volle Gebühr erhoben. Neben der Proteſtgebühr wird für jeden 
Weg), welchen der Richter behufs Vorlegung des Wechſels oder behufs Nachſuchung 
der Wohnung bei der Polizeibehörde unternimmt, je ein Zehnteil der vollen Gebühr, 
mindeſtens aber 300 Mark erhoben. i 


(2) Findet die Aufnahme eines Wechſelproteſts durch einen Gerichtsſchreiber ſtatt, 
ſo beträgt die Proteſtgebühr 


bei einem Werte bis 500 Mark einſchließlichh +. 20 Mark, 
» » » » 1000 „ ü 25 

» » „ » 200 » DE ee 3088» 

» » * » 5000 * a TR Re 40 

» » » „ 10 000 „ 5 50 

1 » » 20 000 V EN 60 >» 
2 „ über 20.000 >» 1 0 444% I 


und die Wegegebühr für jeden Weg 300 Mark. Be 

(3) Die Proteſtgebühr ift auch zu entrichten, wenn ohne Aufnahme des Proteſts 
die Wechſelzahlung an den Proteſtbeamten erfolgt oder ihm nachgewieſen wird. 

() Die Proteſtgebühr erhöht ſich, wenn der Wechſel Notadreſſen enthält, für jede 
Notadreſſe um zwei Zehnteile, und wenn der Wechſel in fremder Sprache abgefaßt iſt, 
um fünf Sehnteile. N 


Die bisherigen Abſ. 4 und 5 erhalten die Nummern 5 und 6. 


11. Im $ 61 wird dem Abſ. 1 folgende Vorſchrift angefügt: 
Werden auf einem oder mehreren Grundſtücken verſchiedene Eintragungen gelöſcht, 
ſo findet die Vorſchrift des § 31 Abf. 1 hinſichtlich der Einzelgebühren keine Anwendung, 
wenn die Löſchungen auf Grund eines gleichzeitig geftellten Antrags erfolgen und die 
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Grundſtücke einem Eigentümer oder denſelben Miteigentümern gehören und in demſelben 
Amtsgerichtsbezirke belegen find; der Mindeſtſatz wird nur dann angeſetzt, wenn der 
Geſamtbetrag der für die Löſchungen zu erhebenden Gebühren hinter ihm zurückbleibt. 
12. Im 8 64 Abſ. 1 werden die Worte „fünf Zehnteile! durch die Worte „zwei Zehnteilel“ 
und die Worte „wei e el“ durch die Worte „ein Zehnteil“ erſetzt. 
In Abſ. 2 und 3 daſelbſt werden die Worte „zwei Sehnteile“ durch die Worte „ein Zehn⸗ 
teil“ erſetzt. 
13. Im 8 90 Abſ. 1 wird im Satze 1 die Zahl „8“ durch „10“ erſetzt und Satz 2 ge— 
ſtrichen. 
85 14. Im 8 93 Abf. 2 wird die Zahl „20 000“ durch „200 000° exjeßt und folgender neuer 
Satz 2 hinzugefügt: 
Im Falle einer weſentlichen Anderung der wirtſchaftlichen Verhältniſſe kann der 
Juſtizminiſter die Freigrenze anderweitig feſtſetzen. 
15. Im 8 94 Abſ. 1 wird hinter den Worten „der vollen Gebühr“ eingeſchaltet „jedoch 
nicht mehr als 10 vom Hundert der jährlichen Einkünfte der Stiftung“. 
16. § 109 Abſ. 1 Nr. 8 erhält folgende Faſſung: 
8. Die Koſten eines Transports von Perſonen, Tieren und Sachen ſowie der Ver- 
wahrung von Sachen und der Verwahrung und Fütterung von Tieren. 
17. Im $ 113 Abf. 1 treten an die Stelle der Zahlen „75“ und „50“ die Zahlen „600“ 
und „400“ und es wird folgender neuer Satz 2 hinzugefügt: 
Die Vorſchrift des § 110 Abſ. 1 Satz 5 gilt entſprechend. 
18. Dem § 114 Abſ. 2 wird folgender neuer Satz 2 hinzugefügt: 
Die Vorſchrift des § 93 Abſ. 2 Satz 2 gilt entſprechend. 


Artikel IL 
Der Artikel IV des Geſetzes, betreffend Abänderung des Preußiſchen Gerichtskoſtengeſetzes, vom 
28. Oktober 1922 (Geſetzſamml. S. 335) erhält folgende Faſſung: 
Im Falle einer weſentlichen Anderung der wirtſchaftlichen Verhältniſſe kann das 
Staatsminiſterium die Gebühren des Preußiſchen Gerichtskoſtengeſetzes e feſt⸗ 
ſetzen. Die Feſtſetzung ift dein Landtage vorzulegen. 


Artikel UI. a 
Die Gebührenordnung für Notare vom 28. un 1922 (Geſetzſamml. S. 404) wird wie 
folgt geändert: 
1. § 3 Abſ. 2 erhält folgende Faſſung: 

Pfennigbeträge werden auf den nächſthöheren Markbetrag, Markbeträge, ſoweit ſie 
nicht durch zehn teilbar find, auf den nächſthöheren durch zehn teilbaren Mark— 
betrag abgerundet. 

2. Im $5 werden zwiſchen den Worten „daſelbſt““ und „feftgefebten!! die Worte einge 
ſchaltet „für die Tätigkeit des Richters . 5 
3. Im $ 7 werden die Worte „fünf Zehnteile“ durch zwei Zehnteile / erfcht, 
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Artikel IV. 
Der Artikel II des Geſetzes, betreffend Abänderung der Gebührenordnung für 4 vom 
28. Oktober 1922 ( (Geſetzſamml. S. 355) erhält folgende Faltung: 
Inm Falle einer wefentlichen Anderung der wirtſchaftlichen Verhältniſſe kann das 
Staatsminiſterium die Gebühren der Gebührenordnung für Notare anderweitig feſtſetzen. 
Die Feſtſetzung iſt dem Landtage vorzulegen. 


Artikel V. 
Artikel 20 Abſ. 1 der Landesgebührenordnung für Rechtsanwälte und Gerichtsvollzieher vom 
28. Oktober 1922 (Geſetzſamml. S. 410) erhält folgenden Zuſatz: 
] ſoweit verſchiedene Gebührenſätze für die Tätigkeit des Richters und die des Gerichts— 
ſchreibers beſtehen, ſind die für Gerichtsſchreiber geltenden Vorſchriften maßgebend. 


Artikel VI. 
Artikel III des Geſetzes, betreffend Abänderung des Geſetzes, enthaltend die landesgeſetzlichen 
1 über die Gebühren der Rechtsanwälte und der Gerichtsvollzieher, vom 28. Oktober 
1922 (Geſetzſamml. S. 359) erhält folgende Faſſung: 
Im Falle einer weſentlichen Anderung der wirtſchaftlichen Verhältniſſe kann das 
Staatsminiſterium die Gebühren der Landesgebührenordnung für Rechtsanwälte und 
Gerichtsvollzieher anderweitig feſtſetzen. Die Feſtſetzung iſt dem Landtage vorzulegen. 


Artikel VII. 

Soweit in Landesgeſetzen auf Vorſchriften des Preußiſchen Gerichtskoſtengeſetzes verwieſen iſt, 
die durch dieſes Geſetz geändert werden, treten die entſprechenden Vorſchriften dieſes Geſetzes an 
ihre Stelle. 

Artikel VIII. 

4) Dieſes Geſetz tritt am 1. Mai 1923 in Kraft. 

(2) Die Vorſchriften des § 138 Abſ. 1 des Preußiſchen Gerichtskoſtengeſetzes vom 28. Oktober 
1922 Geſetzſamml. S. 363), des § 27 Abſ. 1 der Gebührenordnung für Notare vom 28. Oktober 

1922 (Geſetzſamml. S. 404 und des Artikel II des Gefetzes vom 28. Oktober 1922, betreffend 

Abänderung des Geſetzes, enthaltend die landesgeſetzlichen Vorſchriften über die Gebühren der 
Rechtsanwälte und der . vom 21. März 1910, Geſetzſamml. S. 359) finden 
entſprechende Anwendung. 


Das vorſtehende, vom Landtage beſchloſſene Geſetz wird hiermit verkündet. Die verfaſſungs— 
mäßigen Rechte des Staatsrats ſind gewahrt. 


Berlin, den 12. April 1923. 


Siegel) Das Preußiſche Staatsminiſterium. 
Braun. am Zehnhoff. v. Richter. 


Medigiert im Büro des Staatsminiſteriums. — Berlin, gedruckt in der Reichsdruckerei. 
Beſtellungen ſind an die Poſtanſtalten zu richten. 


